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Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 70 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 22° Februar 1961‚ an der

_mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° B e r n d t
als Vorsitzender,

Bundesrichter
‚_

Dr° K l ä B und

Bundesrichter Dr° K r e b s
als weitere Berufsrichter9

Buhdessozialrichter B l u m und

Bundessozialrichter F e y
» als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schles—
wig—Holeteinischen Landessozialgeridhts vom 28° Juni
1957 wird zurückgewiesen, soweit der Bescheid der
Beklagten vom 17„ März 1956 in der Fassung des Wider-
spruchsbescheids vom 11° Mai 1956 die Einstellung der
Arbeitslosenunterstützung mit Wirkung vom 40 Januar
1956 an betrifft„

„ Das Urteil des Landessozialgerichts vom 280 Juni 1957
wird auf die Revision des Klägers hin aufgehoben‚
soweit der vorbezeichnete Bescheid der Beklagten die
Umwandlung der Arbeitslosenunterstützung in Arbeits—
losenfürsorgeunterstützung und die Erstattung von

' 401935 DM betrifft° Insoweit wird die Sache zur er—
neuten Verhandlung an das Landessozialgericht zu—
rückverwiesen°
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Ic

Der am 5, November 1890 geborene Kläger arbeitéte vom 200 \

Juni 1935 bis 20 Januar 1955 als Zimmerer—Poller bei einem
Ingenieurbaubetrieb° Auf seine Arbeitslosmeldung hin wurde_

ihm mit Wirkung vom 10, Januar 1955 an Arbeitslosenunter—

stützung (Alu) für die Dauer von insgesamt 312 Tagen bewil—

ligt, von denen er zunächst 138 Unterstützungstage verbrauch—

te° Vom 20° Juni 1955 an war der Kläger wiederum bei seinem

früheren Arbeitgeber beschäftigt, wurde jedoch bereits am
100 Dezember 1955 wegen Arbeitsmangels neuerdings entlassen°

Beginnend-mit dem 14, Dezember 1955 wurde ihm die Alu zu—
nächst weitergezahlt° Da indessen der Kläger in seinem letz—

ten Unterstützungsantrag angegeben hatte, daß er im November

1955 bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA)
Altersruhegeld beantragt habe, meldete dort das ArbeitSamt

unter Hinweis auf © 7 Abs° 4 des Anhangs zur Militärregierungg

verordnung Nr, 117 (MRVO Nr, 117) einen Erstattungsanspruch

hinsichtlich der dem Kläger zu bewilligenden Rente an° Ende

Februar 1956 erkannte die BfA den Anspruch des Klägers auf.

Altersruhegeld in Höhe von monatlich 167,70 DM mit Wirkung

vom 10 Dezember 1955 ab an und benachrichtigte am 15° März

1956 die Beklagte davon, daß dieses vom'1„ April 1956 an
laufend gewährt werde, während_die.Nachzahlung (1° Dezember

1955 bis 31° März 1956) in Höhe von insgesamt 670,80 DM bis
' zur Regelung des Ersatzanspruches der Beklagten vorläufig

einbehalten'werde°

Durch Bescheid vom 17, März 1956 teilte die Beklagte dem
Kläger daraufhin mit, daß sein Anspruch auf Alu mit dem 3,

Januar 1956 erschöpft gewesen sei, da ihm eine-Unterstützungsx

dauer über 156 Tage hinaus wegen des Bezugs von Altersruhe-

geld nicht zusteheoDie ihm vom4, Januar bis 9, März 1956
bereits gezahlte Alu müsse in ArbeitsloSenfürsorgeunter—

'stützung (Alfu) umgewandelt werden, die ihm mit 35,70 DMwö-
'chentlich bis zum 31; März 1956 ausgezahlt werden Aus der
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Anrechnung des Altersruhegeldes auf die Alfu ergebe sich,

daß er insgesamt 401,35 DM von der Arbeitsverwaltung
zu

Unrecht erhalten habe° Die Erstattung dieses Betrages wer—
de durch die BfA erfolgenc Auf den Differenzbetrag zwischen
ursprünglich gezahlter Alu und ab 40 Januar 1956 umgewan—

delter Alfu werde verzichtet° '

Der von der Beklagten bei der BfA geltend gemachte Ersatz—

anspruch wurde von dieser aus der dem Kläger zuerkannten

Rentennachzahlung mit 401‚35 DM befriedigt;

Der Widerspruch des Klägers gegen den Bescheid der Beklag—

ten vom 17° März 1956 blieb erfolgloso Der Widerspruchsbe—

scheid vom 110_Mai 1956 bestätigte die Einstellung der Alu

vom 40 Januar 1956 an? deren Umwandlung in Alfu sowie den

Ersatzanspruch° Das Sozialgericht (SG) wies die Klage hier-

gegen ab (Urteil vom 17° August 1956); die zugelassene Be-

rufung des Klägers wurde vom Landessozialgericht (LSG)
„zurückgewiesen (Urteil vom 286 Juni 1957)° Die Einstellung

der Alu sei als Entziehung zu behandeln und rechtmäßig er—

folgt; sie habe ihre gesetzliche Grundlage in 5 177 Satz 1-

des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung (AVAVG) aFo Auch ein rückwirkender Entzug seit

Wegfall der Unterstützungsvoraussetzungen sei zulässige Aus.

5 99 Abs° 1 Satz 5 AVAVG aF ergebe sich, daß der Kläger als
Rentehbezieher keinen Anspruch auf eine Unterstützungsdauer

über 156 Tage hinaus besitzeo Die rückwirkende Bewilligung

einer Rente stehe dem Bezugvom Anfang an gleiche Bereits

bis zum Beginn der Rentenzahlung verbrauchte Unterstützungs—

tage seien auf die Unterstützungsdauer von 156 Tagen an-

zurechneno Ein Verstoß der Beklagten gegen Treu und Glau—

ben sei nicht festzustellen° Ein solcherliege insbesondere

auch nicht darin‚ daß sie dem Kläger statt der nicht mehr'

zustehenden Alu vom 40 Januar 1956 an Alfu bewilligt habe„
Der Antrag auf Alu enthalte nämlich jeweils auch den An—

trag auf Alfu als Eventualbegehreno Im übrigen wende sich

der Kläger zu Unrecht gegen diese Maßnahme? da er hierdurch
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lediglich begünstigt werden sei; anderenfalls hätte er

statt der Überzahlungen an Alfu den weit höheren Betrag der
Alu zurückerstatten müssen°‚Revision’wurde zugelassen°

II,

Der Kläger legte gegen das am 25 Juli 1957 zugestellte Ur—

teil des Landessozialgerichts am 15 August Revision ein und

begründete diese am 28 August 1957 Er habe unstreitig eie

nen restlichen Anspruch auf 174 Unterstützungstage aus seiner_
alten Anwartschaft bei der Arbeitslosmeldung am 140 Dezember

‘ 1955 gehabt° Daraus könne er neben seinem Rentenbezug die Alu

für 156 Tage, nicht nur für 18 Tage, wie die Beklagte zulas- '

sen wolle, beanspruchen, Die Rechtswohltat einer gesetzlichen,

Unterstüt2ungsdauer von 156 Tagen dürfe bei einer alten An—
wartsohaft nicht anders behandelt werden als bei einer neu

erworbenen° Nicht zulässig sei es ferner, die Alu nach der-393

willigung rückwirkend in Alfu ohne Zustimmung des Betroffe—
nen umzuwandelnq Dieser werde sonst rechtlich benachteiligt,
‚weil durch den gesetzlichen Forderungsübergang bei Alfu»,

Ansprüchen für die Beklagte die Vollstreckung erleichtert
iwerde° Sie sei dann nicht gehalten, die wirtschaftlichen

Verhältnisse des UnterStützungsempfängers, wie bei der_Rücké 5

forderung von Alu, zu berücksichtigen-° '

Der Kläger beantragte daher,

das Urteil des SG, das Urteil des LSG sowie die

Bescheide der Beklagten vom 170 März und 110 Mai

1956 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

dem Kläger Alu nach seinem Antrag vom 12, Dezember

1955 für 156 Tage zu gewähren°

Die Beklagte beantragte,

die Revision alsfunbegründet zurückzuweisen°

Sie bezog sich auf die ihrer Auffassung nach zutreffenden

Entscheidungsgründe sowohl des angefochtenen wie auch des
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sozialgerichtlichen Urteils° Die Alu sei in Alfu umgewandelt

worden9 um den Kläger bis zum Beginn der Rentenzahlungen

aus der Angestelltenversicherung wirtschaftlich zu sichern°

Im übrigen könne jet2t nach geltendem Recht (5 186 AVAVGnF)
der Forderungsübergang durch Anzeige an den Leistungspflich—

tigen auch für Rückforderungsbeträge aus der Arbeitslosen—

hilfe geltend gemacht werden°

IIIO

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 des Sozialge-
richtsgesetzes —SGG— )0 Sie ist auch in der gesetzlichen Form

und Frist eingelegt sowie begründet werden (5é 1649 166 SGG)

und daher zulässig° '
—

Die Revision des Klägers ist jedoch nur teilweise begründet°

Zutreffend hat das LSG entschieden, daß_dem Kläger ein An—

spruch auf_Alu über 156 Tage hinaus‚ vom Beginn der Unter—

stützungszahlung aus der zuletzt erfüllten Anwartschaft an

gerechnet9 nicht zustande Rechtsgrundlage für die Bezugsdauer

der Alu waren für die Zeit bis einschließlich 51c März 1957

die Vorschriften des 5'99 AVAVGaF°

Wie der erkennende Senat bereits in seinem Urteil vom 28°

August 1958
— 7 RAr 32/56

— (vgl° BSG 8, 88 ff) festgestellt

‘hat, bestand zwischen 5 99 Abs„ 1 Sätze 1 und 2 einerseits

und Satz 5 aaO andererseits ein wesentlicher Unterschied„ Für

eine Bezugszeit bis zu 156 Tagen (26 Wochen) war lediglich

die Erfüllung der allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen (@ 87

AVAVGaF) geforderto Dagegen erweiterte Satz 5 aaO die Unter—
.-stützungsdauer bis auf höchstens 312 Tage (52 Wochen) nur

unter zwei besonderen (zusätzlichen) Bedingungen? nämlich der

pggitixgn, daß der Arbeitslose vor der Arbeitslosmeldung min—

destens 104 bis 260 Wochen in ununterbrochener versicherunge—

pflichtiger Beschäftigung gestanden hat und der nggatizgn,
daß er Rente aus den Rentenversicherungen wegen des Alters

oder wegen Invalidität oder Berufsunfähigkeit nicht bezog°
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Wie der erkennende Senat in jenem Urteil ferner festgestellt

hat, war der Nichtbezug von Rente sowohl anspruchsbegrün— ‘

dende als auch anspruchserhaltende Voraussetzung im Hinblick'f

auf die_erweiterte Unterstützungsdauero "Bezieher" einer Ren—Ä

te wird man regelmäßig von dem Tage ab‚ der im Rentenbescheidu

als Beginn des Rentenlaufs angegeben ist9 auch wenn dieser '

Z‘eitpunkt„ wie es oft der Fall ist9 vor dem Datum des Renten—f

bescheides liegt° Die erweiterte Unterstützüngsdauer nach ;

”5 99 Abs° 1 Satz 3 AVAVGaF endete daher regelmäßigmit dem
Zeitpunkt‚ von dem an der Anspruch auf eine Rente aus der

„Rentenversicherung der Arbeiter‚ der Rentenversicherung derlv?

Angestellten oder der knappschaftlichen Rentenversicherung
.

_
wegen des Alters oder wegen Invalidität oder Berufsunfähigé■i"

keit dem Arbeitslosen gegenüber anerkannt war (vgl. auch BT—'f

Druckse Nr„ 1274 —2„Wahiperiode so 127)„

Dieser ReChtsfolge unterliegt auch der Anspruch des Klägers

auf die erweiterte Unterstützungsdauer° Dabei bleibt ohne

Belang‚ daß er naeh Verbrauch eines Teiles seines Alu—Ah—A
_spruchs — aus der alten Anwartschaft — nochmals versicherunggu

.pflichtig beschäftigt gewesen ist; denn hierdurch hat er eine

neue Anwartschaft nicht erworben9 wie sich aus den bindenden.;

Feststellungen des LSG (@ 163 SGG) ergibtt Nach der rückwir—
_kenden Bewilligung des Altersruhegeldes durch die BfA War.dieT

Beklagte ihfolgedeSsen verpflichtétgßvgl;»BSG.3,3106;„
„,

:

109); dem Kläger die_Alu nach dem 1560 Bezugstage - d„i° 3;

Januar 1956 — zu entziehen (@ 177 Abs° 1 Satz 1 AVAVG aF)°

Diesbezüglich war daher die Revision des Klägers zurückzu-

‚weiseno ' " '

IV°

Andererseits begegnet aber die nach der Rentenbewilligung

seitens der BfA durch die Beklagte vorgenommene Umstellung

der bereits gewährten Alu in Alfu rechtlichen Bedenkeno

Auch wenn davon auszugehen ist, daß in der Regel der ursprüng'

liche Antrag eines Arbeitslosen auf Alu zugleich einen Antragj

..7..
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_7,_

auf Alfu mitenthält, sofern sein Anspruch auf ver—
sicherungsmäßige Leistungen nicht allenthalben erfüllt

sein sollte (Grundsatz: de maiore ad minus), und wenn

zudem unterstellt_wird, daß die Bewilligung von Alfu bis

zum Einsetzen anderweiter Rentenzahlungen für den Arbeits—
losen eine wirtschaftliche Hilfe bedeutet? war für den

Fall einer nachträglichen Umwandlung bereits gezahlter
Alu in Alfu unter der Geltung des 5 177 AVAVG aF doch

der NachWeis zu fordern, daß der Unterstützungsempfänger

mit dieser Maßnahme ausdrücklich oder den Umständen nach

einverstanden war„ Diese Vorschrift sah ihrem Wortlaut

und Inhalt nach nämlich aus sich heraus nicht vor? daß

zu Unrecht erhaltene Alu—Beträge durch Überleitungsan—
zeige an Dritte erstattungsfähig wareno Ein solcher For-

derungsübergang war vor der Neufassung des AVAVG (10 April

1957) unmittelbar nur hinsichtlich der Rückforderung

’ überzahlter Alfu durch Landes— oder Zonenrecht (hier:

@ 7Abs° 4 des Anhangs zur MRVO Nr° 117 für die (ehe;

malige) britische Besatzungszone) £estgelegt9 und diesbe—

züglich bedurfte es kraft ausdrücklicher gesetzlicher

Regelung der Zustimmung des Arbeitslosen nicht„ Deshalb

aber muß das wirkliche Verhalten des Klägers zur veränderé

ten Leistungsart — und zwar im Zeitpunkt der Umwandlung

der Alu in Alfu — noch geklärt werden°

Ergibt sich danach‚ daß die Umstellung der Unterstützung

seinerzeit mit ausdrücklichem oder mit stillschweigendem

Einverständnis des Klägers vollzogen werden ist, weil er

sich damals tatsächlich nur gegen die Beschränkung der

Alu—Bezugsdauer (Einstellung seiner höheren Alu) gewendet

hat, dann sind Umwandlung in Alfu, Anrechnung des Al—
tersruhegeldes dabei und Übergang der Mehraufwandungen

nach 5 7 Abs° 4 des Anhangs zur MRVONr° 117 vom 40 Janu—

ar 1956 an zulässig„ Anderenfalls sind jene dem Kläger

gewährten Unterstützungen als Alu—Zahlungen zu behan—.

deln? auch was die Erstattung und Vollstreckung anbe—
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triffto

Überdies ist aber auch zu prüfen‚ ob die Beklagte hinsicht—

lich des Von ihr auf 401,35 DM festgestellten Erstattungs—
betrages das ihr bei der Rückforderung obliegende Ermessen

in ausreichendem Umfange ausgeübt hat 'Hierfür ist wie der_
erkennende Senat im Urteil vom 10 Dezember 1959 entschie—

„
den hat, nicht mehr 5 177 AVAVGeF als ursprüngliche
Rechtsgrundlage der Entziehung maßgebend der lediglich ein '

*Rückf0rderungsverbot für die wegen Rechtsirrtums erfolgte
'.Überzahlung enthielt? sondern nunmehr die für den Unter—

stützungsempfänger günstigere Regelung des 5 185 Aber 2
.AVAVG nFe Dessen Vorschriften ergreifen alle am Tage ihres

Inkrafttretens (10 April 1957) anhängigen Rückforderungs—

fälle (vgi° BSGin SozRzu 5 185AVAVGnF Bl°-Ba 2 Nrg 2)r‚
Dem r"L‘ai:bes‚’tal'ld des Berufungsurteils ist hierfür allein zu‘

entnehmen, daß die Beklagte_auf den Unterschiedsbetrag'

zwischen der zunächst wéitergezahlten Alu und der dann be-'

‘ willigten Älfuiver210htetec Der V0rderrichter hat aber zu '

“den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen des

Klägers_(Gesundheitszustand,FamiliénverhältniSse,andere
Verpflichtungen) Näheres nicht feStgestellt DesWegen läßt

.
sich beispi.elsweise auch nicht beurteilen, ob etwa bei einer_f

Rentennachzahlung von 670, 80 DM und bei einem laufenden Al— 00

tersruhegeld von monatlich 167, 70 DM im vorliegenden Fall ;j„

feine Rückforderung
von 401, 35 DM vertretbar istc N

V“.

Das Urteil des LSG mußte däher aufgehoben werden, soweit
‘

es die Umwandlung der Alu in Alfü und die Erstettung (Rückfg‚■

forderuhg) betrifft Da hierzu noch tatsächliche L‘est—

stellungen nachzüholen Sind, konnte der Senat nicht selbst
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entscheiden; die Sache war deshalb insoweit an das LSG

zur erneuten Entscheidung zurückzuverweisen (£ 170 Abs° 2
SGG)„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließen—

den Urteil vorbehalteno
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